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Das Thema Steuern in der Anlagebe-
ratung ist so breit gefächert wie be-
grenzt. Auf der einen Seite sind steuer-
liche Fragestellungen so wichtig, dass 
diese selbst bei einem kaum vermögen-
den Retailbanking-Kunden eine Rolle 
spielen. Umso mehr, wenn das Ver
mögen vielfältiger und größer wird.  
Auf der anderen Seite sind dem Bank-
berater in Bezug auf seinen steuerlichen 
Beratungsumfang aus guten Gründen 
enge Grenzen gesetzt. 

Grundlegende Hinweise geben 

Gleichwohl sollte in der Beratung ein 
Gespür dafür entwickelt werden, wel-
che steuerlichen Aspekte bei dem jewei-
ligen Kunden eine Rolle spielen. Wer-
den diese angesprochen, unterstreicht 
der Berater seine Kompetenz und der 
Kunde spart unter Umständen bares 
Geld. 

Steuerberatung ist kein Teil eines Beratungsgesprächs. Dennoch dürfen und 
sollten Berater kleine Hinweise zu steuerlich relevanten Aspekten geben – ge- 
rade in Zeiten der Automatisierung ein Mehrwert der Beratung, so Thomas Kohrs. 
In der Anlageberatung des nicht vermögenden privaten Kunden sind vor allem 
die Kapitalertragsteuer, nicht zuletzt im Zusammenhang mit dem Investment-
steuerreformgesetz, und die Erbschaftssteuer relevant. Für Detailfragen muss 
gleichwohl immer auf den Steuerberater verwiesen werden.� Red. 

Steuern in der Anlageberatung –  
ein Überblick

Diese steuerlichen Aspekte sind das 
Thema der nachfolgenden Ausführun-
gen. Sie sind aber nicht erschöpfend 
benannt. Es werden ein paar grund
legende Begriffe erläutert, die man 
auch durchaus als Hinweise verstehen 
kann. Und genau solche Hinweise kann 
auch ein Bankberater gegenüber einem 
Kunden durchaus geben. 

Beginnen wir also mit dem Grundfrei-
betrag. Der steuerliche Grundfreibetrag 
beträgt für das Jahr 2019 genau 9 168 
Euro. Für diesen Betrag des Gesamtein-
kommens müssen also grundsätzlich 
keine Steuern bezahlt werden. Ein Frei-
betrag also, der für alle, in jedem Jahr 
und ohne besonderen Antrag gilt. Ein-
kommensteuer wird also erst dann fäl-
lig, wenn jemand über diesen Betrag 
hinaus ein Einkommen ausweist. Dabei 
unterscheidet das deutsche Einkom-
mensteuerrecht 7 Einkunftsarten (Land- 
und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, 

selbstständiger Arbeit, nichtselbststän
diger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermie-
tung und Verpachtung sowie sonstige 
Einkünfte). Die Art der Einkünfte ist die 
eine Seite, auf der anderen Seite kommt 
hier noch die Steuerklasse hinzu:

Hier kennt das deutsche Einkommen-
steuerrecht insgesamt 6 Steuerklassen: 
Die „Wahl“ der jeweiligen Steuerklasse 
hängt in erster Linie vom Familienstand, 
aber in gewisser Weise auch von der 
Höhe des Einkommens ab. Während die 
Steuerklasse 1 für ledige, verwitwete, 
getrennt lebend oder geschiedene 
Steuerpflichtige gilt, wendet man die 
Steuerklasse 3 eher bei Verheirateten 
und einem höheren Einkommen (in Ver-
bindung mit Steuerklasse 5) oder die 
Steuerklasse 4 bei Verheirateten an, 
wenn beide Einkommen ungefähr gleich 
hoch sind. Die Steuerklasse 2 gilt dann 
zum Beispiel für alleinerziehende oder 
getrennt lebende Steuerpflichtige, so-
wie die Steuerklasse 6 für Menschen, 
die einen Zweit- und Nebenjob ausüben 
(unabhängig vom Familienstand). 

Sparerpauschbetrag und 
Freistellungsauftrag 

Das deutsche Steuerrecht kennt aber 
auch Freibeträge und Freigrenzen an 

Von Thomas Kohrs

Thomas Kohrs, Leiter Competence Center 
Vermögensberatung, Wertpapieranalyse 
und -technik, Frankfurt School of Finance & 
Management gemeinnützige GmbH, 
Frankfurt am Main
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Einkünften, die man zwar haben darf, 
aber bei denen der Gesetzgeber der 
Auffassung gewesen ist, dass der Steu-
erpflichtige in einem gewissen Rahmen 
Einkünfte erzielen kann, ohne dass sich 
der Fiskus davon gleich einen Teil ab-
schneidet. Zum Beispiel haben behin-
derte Menschen je nach Grad ihrer 
Behinderung und der daraus resultie-
renden außergewöhnlichen Belastung 
möglicherweise ein Recht auf Steuerer-
mäßigung nach § 33 EStG, oder einen 
jährlichen steuerlichen Freibetrag, den 
sie dann bei der Einkommensteuerer-
klärung geltend machen können. Zu-
sätzlich gibt es noch Freibeträge zum 
Beispiel für die Vorsorge. 

Der bekannteste „Freibetrag“ dürfte 
derjenige sein, den jeder Steuerpflichti-
ge für die Kapitalerträge (Zinsen, Divi-
denden, realisierte Kursgewinne) bei 
seiner Bank einreichen kann. Das nennt 
man dann Sparerpauschbetrag, der mit 
dem Freistellungsauftrag in Höhe von 
801 Euro pro Person bei der Bank ein-
gereicht werden kann. Dieser gilt jedoch 
nur einmal und nicht pro Bank, wie ganz 

pfiffige Zeitgenossen bei der Einführung 
noch geglaubt haben. Bis zur Höhe die-
ses Betrages zieht die Bank also nicht 
automatisch die Ertragsteuern, den So-
lidaritätszuschlag und gegebenenfalls 
die Kirchensteuer ab. Sollte der Kunde 
im Laufe des Jahres festverzinsliche Pa-
piere gekauft und dafür Stückzinsen 
bezahlt haben, so verrechnet die Bank 
das unterjährig mit bestimmten Erlösen. 

Auch Verluste können in einem gewissen 
Rahmen dazu führen, dass Erlöse oder 
Gewinne nicht sofort versteuert werden 
müssen. An dieser Stelle kann aber nicht 
im Einzelnen auf die Folgen der ins
gesamt drei Verlustverrechnungstöpfe 
eingegangen werden. 

Nichtveranlagungsbescheinigung 
bei geringem Einkommen

Freibeträge gibt es im Ergebnis für vie-
lerlei Tatbestände, die allerdings nicht 
mit der Freigrenze verwechselt werden 
dürfen, denn die Steuerfreiheit gilt dann 
nur für bestimmte Beträge, die festge-

legt sind. Überschreitet der Steuer-
pflichtige diese Grenze, wird der ganze 
Betrag steuerpflichtig. Es gibt aber 
auch Ereignisse, bei denen der Steuer-
pflichtige zum Beispiel in Bezug auf die 
Erträge bei seiner Bank nur bedingt 
oder gar nicht steuerpflichtig ist.

Grundsätzlich muss für alle Kapitaler-
träge auch eine Kapitalertragsteuer 
einbehalten werden. Es kann aber na-
türlich trotzdem sein, dass der Steuer-
pflichtige voraussichtlich keine Einkom-
mensteuer im laufenden Kalenderjahr 
bezahlen muss. Gleichwohl müsste er 
eine Einkommensteuererklärung abge-
ben und sich dann die (zu viel gezahlte) 
Steuer wieder zurückholen. Das wäre 
natürlich aufwendig und würde auf vie-
len Seiten nur Kosten verursachen. Da-
her gibt es die Konstruktion der Nicht-
veranlagungsbescheinigung, mit der 
das Finanzamt bescheinigt, dass für die 
in der Erklärung genannte natürliche 
oder juristische Person voraussichtlich 
keine Einkommensteuer/Körperschaft-
steuer anfallen wird. Das hat zur Folge, 
dass die Stelle, die die Kapitalerträge in 
der Regel auszahlt (also eine Bank) auf 
die Einbehaltung der Kapitalertragsteu-
er verzichten darf. In der Praxis gilt das 
in der Regel nur für Menschen mit ge-
ringerem Einkommen, also Studenten 
oder Rentnern. Außerdem ist es gerade 
in den Zeiten von niedrigen Zinsen sehr 
schwierig, überhaupt mit dem Kapital 
in Bereiche vorzustoßen, in denen mit 
Zinsen Beträge erwirtschaftet werden 
können, die über dem Betrag des 
Freistellungsauftrages liegen.

Sollte ein Kunde eine Nichtveranla-
gungsbescheinigung vorlegen, die für 
drei Jahre Gültigkeit hat, erübrigt sich 
auch die Erteilung eines Freistellungs-
auftrages. Aber auch wenn ein Steuer-
pflichtiger Erträge hat, die über dem 
Freistellungsauftrag liegen und von 
denen die Bank die 25 Prozent Kapita-
lertragsteuer, der Solidaritätszuschlag 
und gegebenenfalls die Kirchensteuer 
bereits abgezogen hat, ist das für den 
Steuerpflichtigen noch nicht das letzte 
Wort. 

Günstigerprüfung bei Riester-Rente 
und Kapitalertragsteuer

Das Finanzamt hat nicht nur die Aufga-
be, die Steuern zu prüfen und gegebe-
nenfalls anzupassen. Vielmehr gehört 
zu den Aufgaben auch die Prüfung, was 
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für den Steuerzahler günstiger ist. Wel-
che von den steuerlichen Regelungen 
also einen größeren Vorteil für den 
Steuerzahler haben. Diese Prüfung wird 
hauptsächlich in diesen vier Fällen 
durchgeführt: 

–  Kindergeld oder Kinderfreibetrag, 

– � Riester-Rente (Sonderausgabenab-
zug oder staatliche Zulage), 

– � Pendeln ( Entfernungspauschale oder 
tatsächliche Kosten bei öffentlichen 
Verkehrsmitteln). 

– � Kapitalerträge: Abgeltungssteuer 
oder Besteuerung mit dem individu-
ellen Steuersatz.

Vor allem der letzte Punkt ist hier von 
Interesse. Sollte der Steuerpflichtige als 
einen geringeren individuellen Steuer-
satz haben, als die Kapitalertragsteuer 
in Höhe von 25 Prozent, so wird ihm der 
Differenzbetrag zu seinem individuellen 
Steuersatz wieder zurückerstattet. 

Wenden wir uns nun aber dem größten 
Bereich des Themas Steuern in der An-
lageberatung zu. Was sind Kapitaler-
träge überhaupt? Die Zinsen auf dem 
Festgeld, so mager sie im Moment auch 
sein mögen, auf dem Sparbuch oder die 
Ausschüttungen auf Fondsanteile oder 
die Dividenden von Aktien – sie alle sind 
Kapitalerträge und bedeuten für den 
Anleger einen Gewinn aus der Anlage 
seines Kapitals. Darüber hinaus können 
das auch Erträge aus Zertifikaten, aus 
bestimmten Fonds oder Rohstoffen sein. 
Auch Kursgewinne müssen versteuert 
werden, wenn der Anleger diese reali-
siert, in den meisten Fällen die Anlage 
also verkauft. Von all diesen Erlösen 
beziehungsweise. Gewinnen möchte der 
Staat einen Teil abhaben. Mussten die-
se Kapitalerträge bis 2008 mit dem in-
dividuellen Steuersatz versteuert wer-
den, so wird seit der Einführung der 
Abgeltungsteuer im Jahr 2009 pauschal 
25 Prozent an das Finanzamt überwei-
sen. Damit ist die Steuerpflicht abge-
golten, deshalb auch Abgeltungsteuer. 
Solle der individuelle Steuersatz niedri-
ger sein als 25 Prozent, kann sich der 
Steuerpflichtige den Differenzbetrag 
wiederholen (Günstigerprüfung). Bei 
steuerpflichtigen Personen, die einen 
höheren individuellen Steuersatz haben, 
ist die Angelegenheit erledigt. Sie wer-
den nicht im Rahmen ihrer Einkommen-
steuererklärung „nachversteuert“. Hinzu 

kommen noch der Solidaritätszuschlag 
von 5,5 Prozent gemessen an der Höhe 
der Abgeltungsteuer und möglicherwei-
se 8 Prozent oder 9 Prozent Kirchen-
steuer, was je nach Bundesland ver-
schieden ist. Insgesamt kommen so 
rund 28 Prozent Abgeltungssteuer zu-
sammen, die von den Kapitalerträgen 
für das Finanzamt abgezogen werden. 
Diese Regel gilt aber nur, wenn die Ka-
pitalerträge über dem Freibetrag von 
801 Euro pro Kalenderjahr liegen.

Besteuerung von Fonds und ETFs 
vereinheitlicht

Ist die Berechnung des steuerpflichtigen 
Betrages bei den Zinsen auf dem Fest-
geld und dem Sparbuch noch recht ein-
fach, ist es bei Fondserträgen schon 
komplizierter. Seit 1. Januar 2018 gilt 
das Investmentsteuerreformgesetz. 

Auf der einen Seite ist die Besteuerung 
der Erträge von ETFs und Fonds verein-
facht und vereinheitlich worden. Auf der 
anderen Seite sind aber auch Vorteile 
entfallen und neue Begrifflichkeiten ein-
geführt worden. Gleich zu Beginn sei 
festgestellt, dass der Bestandsschutz für 
vor dem 1. Januar 2009 gekaufte 
Fondsanteile entfällt. Das bedeutet, 
dass die Gewinne, die ab 1. Januar 
2018 bei diesen Fondsanteilen anfallen, 
auch komplett versteuert werden müs-
sen. Allerdings steht dem Steuerpflich-
tigen in diesem Fall ein zusätzlicher 
Freibetrag in Höhe von 100 000 Euro zur 
Verfügung. Schon angesichts der Ver-
mögenshöhe wird das nur für die we-
nigsten Anleger eine Rolle spielen. 

Teilfreistellung je nach 
Anlageschwerpunkt 

Da die Anleger bei der Ausschüttung 
bei Investmentfonds zunächst weniger 
erhalten als vor dem Investmentsteuer-
reformgesetz, hat das Bundesfinanz­
ministerium eine Art Ausgleich geschaf-
fen, die sogenannte Teilfreistellung, mit 
der die Doppelbesteuerung vermieden 
wird. Das ist von Fonds zu Fonds gemäß 
seiner Anlageziele verschieden. Aktien-
fonds zum Beispiel, die einen Aktien
anteil von mindestens 51 Prozent ent-
halten, sind nur zu 70 Prozent steuer-
pflichtig. Bei Mischfonds fällt die 
Teilfreistellung mit 15 Prozent schon 
niedriger aus. Bei offenen Immobilien-
fonds beträgt die Teilfreistellung 60 

Prozent, wenn der Anlageschwerpunkt 
in Deutschland liegt. Sollte der Fonds 
aber eher im Ausland anlegen, sind so-
gar 80 Prozent der Erträge von der 
Steuer befreit. Bei Fonds, die diese Be-
dingungen nicht erfüllen (zum Beispiel 
Rentenfonds) erfolgt keine Teilfreistel-
lung. Das ist aber nur ein Teil der Neu-
erungen. 

Die Berechnung der abzuführenden 
Steuer erfolgt auch mithilfe der soge-
nannten Vorabpauschale. Dieser Begriff 
bezeichnet einen Betrag, den die jewei-
lige Depotbank für den Anleger ermit-
telt, und stellt die Grundlage für die 
Steuerpflicht des Anlegers dar. Zu Be-
ginn jeden Jahres, am 2. Januar, erfolgt 
die „Zuordnung“. Ausgangspunkt ist der 
Wert der jeweiligen Fondsanteile zu Jah-
resbeginn. Dieser Wert wird mit 70 Pro-
zent des Basiszinssatzes multipliziert. 
Der Basiszinssatz wird unter anderem 
vom Bundesministerium der Finanzen 
mitgeteilt. Für 2019 ergibt sich folgende 
Feststellung: „Die Deutsche Bundesbank 
hat hierfür auf den 2. Januar 2019 an-
hand der Zinsstrukturdaten einen Wert 
von 0,52 Prozent errechnet.“

Depotbank ermittelt 
Vorabpauschale 

Natürlich muss am Ende des Tages 
noch die jeweilige Teilfreistellung be-
rücksichtigt werden. Auch wenn der 
Fonds verkauft wird, ist diese Berech-
nung wichtig, denn der Betrag wird vom 
Steueranspruch des Veräußerungsge-
winns abgezogen, was eine Doppelbe-
steuerung vermeidet. 

Durch die Besteuerung der Vorabpau-
schale werden die im Fonds erwirt-
schafteten ordentlichen und außeror-
dentlichen Erträge erfasst, die nicht an 
den Anleger ausgeschüttet werden. 
Hierdurch wird die bisherige Thesauri-
erungsbegünstigung weiter abgebaut 
und eine stärkere Besteuerung beim 
Anleger während der Haltedauer si-
chergestellt.

Da jedoch die bereits versteuerten Vor-
abpauschalen bei Ermittlung des Ver-
äußerungsgewinns wieder abgezogen 
werden, kommt es im Ergebnis zu keiner 
höheren Steuerbelastung. Um nämlich 
eine Überbesteuerung zu vermeiden, 
werden bei Ermittlung des Veräuße-
rungsgewinns die während der Besitz-
zeit angesetzten Vorabpauschalen vom 
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Gewinn abgezogen. Die Anwendung 
der Teilfreistellung findet somit auf den 
um die Vorabpauschalen gekürzten Ge-
winn Anwendung:

– � während der Besitzzeit bereits ver-
steuerte Vorabpauschale,

– � Ausgabekurs (zuzüglich gegebenen-
falls angefallener Anschaffungsne-
benkosten),

– � Gewinn aus der Anteilscheinrückgabe,

–  Teilfreistellung.

Dabei werden die Vorabpauschalen 
ungeachtet einer möglichen Teilfrei
stellung in voller Höhe berücksichtigt 
(besitzzeitanteilige akkumulierte Brut-
to-Vorabpauschale). Die Vorabpau-
schalen mindern den Veräußerungs
gewinn auch dann, wenn diese zwar 
angesetzt, aber zum Beispiel. aufgrund 
des Sparerpauschbetrags nicht besteu-
ert wurden.

Es liegt auf der Hand, dass hier nur ein 
kleiner Einblick gegeben werden kann. 
Auch wenn das Investmentsteuerre-
formgesetz auf den ersten Blick einiges 
verkompliziert und nicht ganz so nach-
vollziehbar wirken lässt, wie das bisher 
der Fall war. Die neuen Regelungen 
führen aber insgesamt zu einer Verein-

fachung und zu einer gerechteren Be-
steuerung der unterschiedlichen Fonds
arten. 

Erbschafts- und Schenkungssteuer 
sind ein Beratungsthema

Auch ein weiterer Bereich beschäftigt 
den Gesetzgeber immer wieder, vor 
allem aufgrund des Anspruchs eine 
gerechte Lösung zu finden: Die Erb-
schaftssteuer erregt regelmäßig die 
Gemüter, wenn es darum geht, das (steu-
erfreie) Vererben von lange im Familien-
besitz befindlichen und selbstgenutzten 
Immobilien zu regeln oder gleich
geschlechtliche Lebenspartnerschaften 
zumindest erbschaftssteuerrechtlich den 
nicht gleichgeschlechtlichen ehelichen 
Partnerschaften gleichzustellen. Hier- 
zu hat das Bundesverfassungsgericht 
mehrfach eindeutige Feststellungen vor-
genommen. Deshalb ist dies nicht nur ein 
Randgebiet, sondern durchaus Thema 
in der Beratung von privaten Kunden.

Auch hier gibt es verschiedene Steuer-
klassen, allerdings nur drei, und es gibt 
eine Vielzahl von Freibeträgen, die die 
Steuerlast der Erben reduzieren. Einfach 
formuliert wird die Höhe der Erbschafts- 
oder Schenkungssteuer von zwei Fakto-
ren beeinflusst: zum einen vom Ver-
wandtschaftsgrad des Erbberechtigten 

Steuerpflichtiges Erbe 
(> als Freibetrag)

Erbschafts- 
Steuerklasse 1

Erbschafts- 
Steuerklasse 2

Erbschafts- 
Steuerklasse 3

75 000 Euro   7 Prozent 15 Prozent 30 Prozent

300 000 Euro 11 Prozent 20 Prozent 30 Prozent

600 000 Euro 15 Prozent 25 Prozent 30 Prozent

6 000 000 Euro 19 Prozent 30 Prozent 30 Prozent

13 000 000 Euro 23 Prozent 35 Prozent 50 Prozent

26 000 000 Euro 27 Prozent 40 Prozent 50 Prozent

> 26 000 000 Euro 30 Prozent 43 Prozent 50 Prozent

Steuer- 
klasse Verwandtschaftsgrad Steuerfreibetrag  

in Euro

I Ehepartner (auch gleichgeschlechtlich) 500 000 Euro

I Kinder, Stiefkinder et cetera 400 000 Euro

I Enkel 200 000 Euro

I Eltern und Großeltern (bei Erbschaft) 100 000 Euro

II Eltern, Großeltern (bei Schenkung), Geschwister,  
Nichten, Neffen, Stiefeltern, geschiedene Ehepartner

 
20 000 Euro

III Sonstige Personen, Beschenkte oder Erben 20 000 Euro
Quelle: Thomas Kohrs

zum Erblasser, zum anderen vom Wert 
des Erbes. Am besten lassen sich die 
einzelnen Beträge und Prozentangaben 
in einer Tabelle darstellen:

Während die Freibeträge recht unter-
schiedlich sind, ist hier zusätzlich die 
Frage entscheidend, welche Steuerklas-
se heranzuziehen ist. Wie in der Tabelle 
ersichtlich wird, sind die Unterschiede 
– je nach Höhe des Erbes – erheblich. 
Ungenannt bleiben hier die weiteren 
Freibeträge für Kinder oder Ehegatten, 
beziehungsweise die Steuerpflicht oder 
Steuerfreiheit der selbstbewohnten Im-
mobilie. Auch das kann sich bezahlt 
machen oder den Steuerpflichtigen teu-
er zu stehen kommen. Allein die Tat
sache, in welchem Eigentum die seit  
50 Jahren gemeinsam bewohnte und 
auch angeschaffte Immobilie steht, ist 
für die Frage der Berechnung der Erb-
schaftssteuer entscheidend. 

Gehört die Immobilie nur einem Ehe-
partner, so wird unter Umständen der 
gesamte Wert zur Berechnung heran-
gezogen. Gleiches gilt für das Einzel-
konto in der Bank, wenn der eine Ehe-
partner alleiniger Kontoinhaber und 
der andere nur bevollmächtigt sind. 
Auch wenn beide davon ausgegangen 
sind, dass es sich um das gemeinsame 
Konto handelt, so ist der Glaube nicht 
entscheidend. Vielmehr müssen die 
Ehepartner bei einer Immobilie ge-
meinsam im Grundbuch als Eigentümer 
eingetragen und es muss in der Frage 
der Kontoverbindung ein Gemein-
schaftskonto sein. Dann wird in der 
Regel unterstellt, dass nur 50 Prozent 
des Vermögens dem Verstorbenen zu-
gerechnet werden können und die an-
deren 50 Prozent dem überlebenden 
Ehegatten gehören. Das zahlt sich am 
Ende des Tages aus. Aber Vorsicht: Zu 
Lebzeiten ein Einzelkonto einfach mal 
eben in ein Gemeinschaftskonto umzu-
widmen, kann vom Finanzamt auch 
ganz schnell als Schenkung ausgelegt 
werden, mit denselben steuerlichen Fol-
gen wie bei einer Erbschaft. 

Dieser kurze Artikel kann naturgemäß 
nur einen kleinen Blick in die zum Teil 
sehr umfassenden und verschachtelten 
Steuerregeln geben. Für den Berater gilt 
aber ganz klar: für Hinweise zur rechten 
Zeit wird der Kunde sehr dankbar sein. 
Damit steht die Beratung für Kom
petenz und Weitsicht, gerade in Zei- 
ten der Automatisierung und Digitali-
sierung.� M

Steuerklassen und Zugehörigkeit bei der Erbschaftssteuer
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